
Unternehmer und 
Geschäftsführer

Betriebliche Elektrofahrzeuge: Verkauf 
der THG-Quote ist Betriebseinnahme

Halter von reinen Elektrofahrzeugen kön-
nen Prämienzahlungen vereinnahmen, 
indem sie die CO2-Emissionseinsparung, 
die durch den Betrieb der Elektrofahrzeu-
ge erzielt wird, „verkaufen.“ Dies geschieht 
über den Handel mit Treibhausgasminde-
rungs-Quoten (THG-Quoten), das heißt, 
die THG-Quote wird über gewisse Anbieter 
an Unternehmen vermittelt, die die Quote 
ihrerseits ankaufen, um Strafzahlungen zu 
entgehen, weil sie zu viel CO2 produzieren. 

Das Bundesfinanzministerium hat nun zur 
ertragsteuerlichen Behandlung der Erlöse 
aus dem Verkauf der THG-Quoten Stellung 
bezogen (Meldung vom 16.5.2022 auf der 
Homepage des BMF). Danach gilt: Gehört 
das Kfz zum Privatvermögen, ist der Erlös 
aus dem Verkauf der THG-Quote keiner 
Einkunftsart zuzuordnen. Erhaltene Zah-
lungen sind daher privat und unterliegen 
nicht der Einkommensteuer. Befindet sich 
das Kfz im Betriebsvermögen, sind erhalte-
ne Zahlungen Betriebseinnahmen und da-
mit als Teil des Gewinns steuerpflichtig. Bei 
der Überlassung eines betrieblichen Fahr-

zeugs an Arbeitnehmer (Dienstwagen) ist 
regelmäßig der Arbeitgeber der Fahrzeug-
halter. Die Prämie steht daher im Regelfall 
dem Arbeitgeber zu. Lohnsteuerliche Kon-
sequenzen für den Arbeitnehmer ergeben 
sich dann nicht. Der Arbeitgeber muss den 
Erlös aus dem Verkauf der THG-Quote aber 
als Betriebseinnahme versteuern.

Arbeitgeber und Arbeitnehmer

Steuerfreie Nachtzuschläge: 
Zur Berechnung des Grundlohns

Zuschläge für tatsächlich geleistete Sonn-
tags-, Feiertags- oder Nachtarbeit, die ne-
ben dem Grundlohn gezahlt werden, sind 
bis zu bestimmten Höchstgrenzen steuer- 
und sozialversicherungsfrei. Zuschläge für 
Nachtarbeit dürfen beispielsweise 25 Pro-
zent des Grundlohns nicht übersteigen (§ 
3b EStG). Der Begriff des Grundlohns kann 
aber durchaus umstritten sein, so etwa bei 
Bereitschaftsdiensten. Diese werden üb-
licherweise wesentlich geringer vergütet 
als die „normale“ Tätigkeit. Wenn nun aber 
ein Bereitschaftsdienst in den Nachtstun-
den geleistet wird und dafür - neben dem 
niedrigen Bereitschaftslohn - ein Nachtzu-
schlag gezahlt wird, so könnte man auf den 
Gedanken kommen, dass dieser Zuschlag 
nur 25 Prozent des Bereitschaftslohns und 

nicht 25 Prozent des normalen Lohns be-
tragen darf, um steuerfrei zu bleiben. 

Erfreulicherweise hat das Niedersächsi-
sche Finanzgericht diesen Gedanken eines 
Finanzamtes verworfen und wie folgt ent-
schieden: Ist ein Bereitschaftsdienst am 
Arbeitsplatz abzuleisten, bemisst sich der 
Grundlohn nach dem regulären, vertrag-
lich vereinbarten - auf eine Stunde um-
gerechneten - Arbeitslohn und nicht nach 
dem geringeren Stundenlohn, der sich 
für die vergütete Bereitschaftsdienstzeit 
ergibt (Urteil vom 15.12.2021, 14 K 268/18). 
Der Sachverhalt: Die Klägerin betreibt 
eine Förderschule mit angeschlossenem 
Internat für Kinder und Jugendliche mit 
Beeinträchtigungen. Die in Wohngruppen 
lebenden Kinder und Jugendlichen wurden 
von dem Betreuungspersonal ganztägig 
betreut. Die Betreuerinnen und Betreuer 
verbrachten auch die Nacht in den jewei-
ligen Wohngruppen. Für die Ableistung des 
Bereitschaftsdienstes erhielten die Mit-
arbeiter ein Viertel des regulären Gehalts 
und in den Nachtstunden je Stunde einen 
Zuschlag in Höhe von 15 Prozent des auf 
eine Stunde umgerechneten individuel-
len Tabellenentgelts. Das Finanzamt woll-
te diese Zuschläge teilweise versteuern. 
Aufgrund der geringeren Beeinträchtigung 
beim Bereitschaftsdienst im Vergleich zum 
regulären Dienst sei die Grenze nicht auf 
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der Grundlage des regulären Stundenlohns 
zu berechnen, sondern lediglich auf der 
Grundlage der Bereitschaftsentschädi-
gung, die nur 25 Prozent der eigentlichen 
Vergütung betrage. Doch dem sind die Fi-
nanzrichter entgegengetreten. Die grund-
sätzliche Verpflichtung, sich während der 
Bereitschaftszeiten am Arbeitsort aufzu-
halten, werde durch den monatlich ge-
zahlten Lohn mit abgegolten, sodass die 
Zuschläge nicht auf der Grundlage des für 
den Bereitschaftsdienst gezahlten Entgelts, 
sondern gemäß der gesetzlichen Definition 
des Grundlohns in § 3b Abs. 2 EStG vom re-
gulären Monatslohn zu berechnen sind.

Praxistipp:
Die Richter haben die Revision zum 
Bundesfinanzhof zugelassen, die auch 
bereits unter dem Az. VI R 1/22 vorliegt.

Lohnsteuer: Arbeitgeberzuschüsse wäh-
rend der Gültigkeit des 9-Euro-Tickets

Zuschüsse, die Arbeitgeber ihren Arbeitneh-
mern zu deren Aufwendungen für Tickets 
für öffentliche Verkehrsmittel gewähren, 
sind steuerfrei. Allerdings ist die Steuerfrei-
heit auf die Höhe der Aufwendungen des 
Arbeitnehmers beschränkt. Zudem müssen 
die Zuschüsse zusätzlich zum ohnehin ge-
schuldeten Arbeitslohn gewährt werden  
(§ 3 Nr. 15 EStG). Während der Gültigkeits-
dauer des so genannten 9-Euro-Tickets 
gelten diesbezüglich die folgenden Grund-
sätze: 

Für die Monate Juni, Juli und August 2022 
wird es für die Anwendung des § 3 Nr. 15 
EStG aus Vereinfachungsgründen nicht be-
anstandet, wenn Zuschüsse des Arbeitge-
bers die Aufwendungen des Arbeitnehmers 
für Tickets für öffentliche Verkehrsmittel 
im Kalendermonat übersteigen, soweit 
die Zuschüsse die Aufwendungen bezogen 
auf das Kalenderjahr 2022 insgesamt nicht 
übersteigen (Jahresbetrachtung). Werden 
bezogen auf das Kalenderjahr 2022 ins-
gesamt höhere Zuschüsse gezahlt als der 
Arbeitnehmer Aufwendungen hatte, ist 
der Differenzbetrag als steuerpflichtiger 
Arbeitslohn zu behandeln (BMF-Schreiben 
vom 30.5.2022, IV C 5 -S 2351/19/10002 :007).

Die nach § 3 Nr. 15 EStG steuerfreien Arbeit-
geberleistungen mindern den als Entfer-
nungspauschale abziehbaren Betrag des 
jeweiligen Arbeitnehmers und sind vom 
Arbeitgeber zu bescheinigen. Bescheinigt 
werden müssen die gesamten nach § 3 Nr. 
15 EStG steuerfreien Arbeitgeberzuschüsse 
im Kalenderjahr.

Immobilienbesitzer

Grunderwerbsteuer: Grundstückskauf- 
und Bauvertrag als einheitlicher Erwerb

Wer ein schlüsselfertiges Haus mitsamt 
Grund und Boden erwirbt, muss die Grun-
derwerbsteuer auf den Gesamtpreis zah-
len. Wer hingegen den Grund und Boden 
separat erwirbt und das Haus im Anschluss 
errichten lässt, muss die Grunderwerb-
steuer nur auf den Kaufpreis des zunächst 
noch unbebauten Grundstücks abführen. 
Aber: Der Gesetzgeber hat im Grunder-
werbsteuergesetz eine Regelung geschaf-
fen, die Häuslebauer unbedingt beachten 
müssen: Besteht ein Zusammenhang zwi-
schen Grundstückskauf- und Bauvertrag, 
so entsteht auch die Grundsteuer sowohl 
auf den Kaufpreis für das unbebaute 
Grundstück als auch auf den Baupreis für 
das Haus. Die Fachbegriffe lauten „ein-
heitliches Vertragswerk“ oder „einheitli-
cher Erwerbsgegenstand“ (§ 8 Abs. 2 Satz 
2 GrEStG). 

Die Finanzverwaltung ist äußerst aufmerk-
sam, wenn es um die Prüfung des Zusam-
menhangs zwischen Grundstückskauf- und 
Bauvertrag geht. Und selbst ein mittelba-
rer Zusammenhang reicht für die Annahme 
eines einheitlichen Erwerbsgegenstandes 
aus - so auch in einem aktuellen Verfahren 
vor dem Bundesfinanzhof, das wir Ihnen 
kurz vorstellen möchten (BFH-Beschluss 
vom 7.2.2022, II B 6/21). 

Die Kläger erwarben in 2017 ein unbebau-
tes Grundstück, zwar mit Bauverpflichtung, 
jedoch ausdrücklich ohne Bauträger- oder 
Architektenbindung. Dem war die Tätigkeit 
einer Projektierungsgesellschaft vorausge-
gangen, die die Grundstücke für die Veräu-
ßerin vermarktete und dabei verschiedene 
Haustypen unter Angabe von Architekten 
bzw. Bauunternehmern vorstellte. Ände-
rungen hieran sowie individuelle Entwürfe 
mussten über die Projektierungsgesell-
schaft genehmigt werden. 
Bereits im Juli 2016 schlossen die Kläger 
mit dieser Gesellschaft über das Grund-
stück eine Reservierungsvereinbarung, 
in der die Errichtung eines bestimmten 
Haustyps durch einen dritten Bauträger 
angedacht war. Dieser Bauträger stellte für 
die Kläger den Bauantrag. Erst Ende 2017 
schlossen die Kläger mit diesem Bauträ-
ger den Bauvertrag, auf Grundlage dessen 
auf dem Grundstück ein Haus des ins Auge 
gefassten Typs errichtet wurde. Das Finanz-
amt setzte die Grunderwerbsteuer fest und 
bezog die Baukosten in die Bemessungs-
grundlage ein. Der BFH hat diesem Ergeb-
nis zugestimmt.

Praxistipp:
Die Entscheidung verdeutlicht, dass 
es nicht einmal darauf ankommt, 
dass eine „starke“ vertragliche Verbin-
dung zwischen den beiden Geschäften 
vorliegt. Sobald der Grundstücksver-
käufer und die Baufirma in irgendeiner 
Beziehung zueinanderstehen, besteht 
die Gefahr, dass das Finanzamt einen 
einheitlichen Erwerbsgegenstand an-
nimmt und die volle Grunderwerbsteuer 
auch auf den Baupreis verlangt.

 Alle Steuerzahler

Gesetzgebung: Steuerentlastungsgesetz 
2022 beschlossen

Der Bundestag hat am 12.5.2022 das Steue-
rentlastungsgesetz 2022 verabschiedet, der 
Bundesrat hat dem Gesetz am 20.5.2022 
zugestimmt. Folgende Maßnahmen wurden 
beschlossen:

Der Grundfreibetrag bei der Einkommen-
steuer von derzeit 9.984 Euro wird um 363 
Euro auf 10.347 Euro erhöht, und zwar rück-
wirkend zum 1.1.2022.

Der Arbeitnehmer-Pauschbetrag für Wer-
bungskosten wird - ebenfalls rückwirkend 
zum 1.1.2022 - von 1.000 Euro auf 1.200 Euro 
erhöht.

Die Entfernungspauschale wird ab dem 
21. Entfernungskilometer um drei Cent auf 
0,38 Euro je vollen Entfernungskilometer 
erhöht. Diese Anhebung war bereits für 
einen späteren Zeitraum vorgesehen, gilt 
nun aber bereits ab dem Jahre 2022.

Es wird einmalig eine Energiepreispau-
schale in Höhe von 300 Euro ausgezahlt. 
Die Auszahlung erfolgt ab dem 1.9.2022 
an Steuerpflichtige. Arbeitnehmer erhal-
ten die Pauschale über den Arbeitslohn. 
Bei Einkünften aus Landwirtschaft, Ge-
werbebetrieb und freiberuflicher Tätigkeit 
wird die Pauschale über eine Kürzung der 
Einkommensteuer-Vorauszahlungen ge-
währt. Empfänger von Versorgungsbezü-
gen (Beamtenpensionäre) sowie Rentner 
(falls keine Einkünfte aus Landwirtschaft, 
Gewerbebetrieb, freiberuflicher Tätigkeit 
oder als Arbeitnehmer vorliegen) erhalten 
die Pauschale nicht. Auch für Steuerpflich-
tige ohne Wohnsitz oder ständigen Auf-
enthalt in Deutschland und für beschränkt 
steuerpflichtige Grenzpendler gibt es kei-
ne Pauschale.Die Energiepreispauschale ist 
steuerpflichtig, aber sozialabgabenfrei.
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Das Kindergeld wird um einen Einmalbe-
trag in Höhe von 100 Euro aufgestockt. Der 
Kinderbonus soll im Juli 2022 gezahlt und 
unabhängig von existenzsichernden Sozi-
alleistungen gewährt werden.

Gesetzgebung: Einzelheiten zur Energie-
preispauschale

Wie oben berichtet haben Bundestag und 
Bundesrat das Steuerentlastungsgesetz 
2022 beschlossen. Die meistdiskutierte 
Maßnahme ist dabei wohl die Einführung 
einer Energiepreispauschale in Höhe von 
300 Euro. Die Auszahlung erfolgt ab dem 
1.9.2022 an Steuerpflichtige. Die Auszah-
lung der Energiepreispauschale über den 
Arbeitgeber ist folgendermaßen geregelt:

§ 117 Abs. 1 des Einkommensteuergeset-
zes definiert zunächst den Personenkreis, 
an den Arbeitgeber die Energiepreispau-
schale auszahlen müssen: Dazu gehören 
Arbeitnehmer, die am 1.9.2022 in einem 
gegenwärtigen ersten Dienstverhältnis 
stehen und in eine der Steuerklassen 1 
bis 5 eingereiht sind oder nach § 40a Abs. 
2 pauschal besteuerten Arbeitslohn be-
ziehen. Damit kann die Energiepreispau-
schale also auch geringfügig Beschäftigen 
ausgezahlt werden. In den Fällen des § 40a 
Abs. 2 EStG, in denen der Arbeitgeber keine 
elektronischen Lohnsteuerabzugsmerkma-
le abruft, erfolgt eine Auszahlung der Ener-
giepreispauschale an den Arbeitnehmer 
aber nur, wenn dieser dem Arbeitgeber vor 
der Auszahlung der Energiepreispauschale 
schriftlich bestätigt hat, dass es sich um 
das erste Dienstverhältnis handelt. Die 
Bestätigung ist zum Lohnkonto zu nehmen. 
Dies dient der Vermeidung eines mögli-
chen Missbrauchs zum Beispiel in Fällen, in 
denen Arbeitnehmer mehrfach geringfügig 
beschäftigt sind. 

Die Energiepreispauschale wird nicht über 
den Arbeitgeber ausgezahlt, wenn er keine 
Lohnsteuer-Anmeldung abgibt. Das sind 
nicht nur, aber doch insbesondere Fälle ei-
ner geringfügigen Beschäftigung im Privat-
haushalt, bei denen die Lohnsteuer nach 
§ 40a EStG pauschal erhoben wird. Damit 
werden unbillige Härten auf Seiten der 
Arbeitgeber vermieden. Die Arbeitnehmer 
können in diesem Fall die Energiepreispau-
schale über die Abgabe einer Einkommen-
steuererklärung erhalten. 

Soweit Arbeitgeber die Energiepreispau-
schale auszahlen müssen, haben sie die 
Energiepreispauschale vom Gesamtbe-
trag der einzubehaltenden Lohnsteuer zu 
entnehmen und diese gesondert bei der 
Lohnsteuer-Anmeldung - abhängig vom 

Lohnsteuer-Anmeldungszeitraum - für Au-
gust 2022, das dritte Quartal 2022 oder das 
Kalenderjahr 2022 abzusetzen. 

Übersteigt die insgesamt zu gewährende 
Energiepreispauschale den Betrag, der 
insgesamt an Lohnsteuer abzuführen ist, 
so wird der übersteigende Betrag dem 
Arbeitgeber von dem Finanzamt, an das 
die Lohnsteuer abzuführen ist, aus den 
Einnahmen der Lohnsteuer ersetzt. Tech-
nisch wird dies über eine so genannte Mi-
nus-Lohnsteuer-Anmeldung abgewickelt; 
ein gesonderter Antrag des Arbeitgebers 
ist nicht erforderlich. 

Die Auszahlung der Energiepreispauschale 
ist vom Arbeitgeber in der elektronischen 
Lohnsteuerbescheinigung mit dem Groß-
buchstaben E anzugeben. 

Bei Arbeitnehmern erhöht die Energie-
preispauschale die Einkünfte aus nichts-
elbständiger Arbeit für den Veranlagungs-
zeitraum 2022; dies gilt auch wenn der 
Steuerpflichtige weitere Einkünfte aus an-
deren Einkunftsarten hat.

§ 118 EStG enthält die Regelung zur Aus-
zahlung der Energiepreispauschale für die 
Einkommensteuer-Vorauszahlenden. Ein-
kommensteuer-Vorauszahlungen werden 
quartalsweise festgesetzt. Die bereits für 
das dritte Quartal 2022 festgesetzten Vor-
auszahlungen der Anspruchsberechtigten 
werden für den 10.9.2022 jeweils um 300 
Euro gekürzt. Bei Anspruchsberechtigten, 
für die für den 10.9.2022 weniger als 300 
Euro an Vorauszahlungen festgesetzt wur-
den, mindert die Energiepreispauschale 
die Vorauszahlungen auf 0 Euro.

Bei Steuerpflichtigen, die nicht Arbeit-
nehmer sind, gilt die Energiepreispau-
schale als Einnahme im Sinne des § 22  
Nr. 3 EStG für den Veranlagungszeitraum 
2022 und erhöht dort diese Einkünfte um 
300 Euro. Die sonst übliche Freigrenze des 
§ 22 Nr. 3 EStG von 256 Euro findet allerdings 
keine Anwendung. Damit soll ausgeschlos-
sen werden, dass eine Zusammenrechnung 
von negativen Einkünften im Sinne des § 
22 Nr. 3 EStG mit der Energiepreispauschale 
deren Besteuerung verhindert. Die Ener-
giepreispauschale gehört nicht zu Gewin-
neinkünften. Damit wird auch eine Gewer-
besteuerpflicht der Energiepreispauschale 
ausgeschlossen.

In den Fällen des § 40a EStG, also bei kurz-
fristig oder geringfügig Beschäftigten mit 
pauschal besteuertem Arbeitslohn, wird 
aus Vereinfachungsgründen und zur Ver-
meidung möglicher Wechselwirkungen auf 
eine Besteuerung der Energiepreispau-
schale verzichtet.
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Gesetzgebung: Viertes Corona-Steuer-
hilfegesetz  beschlossen

Der Bundestag hat am 19.5.2022 das Vierte 
Corona-Steuerhilfegesetz verabschiedet; 
der Bundesrat hat dem Gesetz zugestimmt. 
Unter anderem wurden folgende Maßnah-
men beschlossen:

Die Abgabefristen für die Steuererklärun-
gen wurden verlängert. Beratene Steuer-
pflichtige müssen beispielsweise die Steu-
ererklärung 2020 (erst) bis zum 31.8.2022 
abgeben, die Steuererklärung 2021 bis zum 
31.8.2023. Die Möglichkeit der Vorwegan-
forderung durch die Finanzämter bleibt 
aber bestehen. 

Sonderzahlungen zur Anerkennung be-
sonderer Leistungen während der Coro-
na-Krise, die von Arbeitgebern an in be-
stimmten Einrichtungen - insbesondere 
Krankenhäusern - tätige und Arbeitnehmer 
gewährt werden, sind bis zu einem Betrag 
von 4.500 Euro steuerfrei und werden auch 
in der Grundsicherung für Arbeitsuchende 
nach dem SGB II nicht angerechnet. Dar-
über hinaus besteht die Möglichkeit der 
Steuerfreiheit auch bei Zahlungen an Be-
schäftigte in Einrichtungen für ambulan-
tes Operieren, bestimmte Vorsorge- und 
Rehabilitationseinrichtungen, Dialyseein-
richtungen, Arzt- und Zahnarztpraxen so-
wie für Rettungsdienste. Begünstigt sind 
Auszahlungen zwischen dem 18.11.2021 und 
dem 31.12.2022.

Die steuerliche Förderung der steuerfreien 
Zuschüsse zum Kurzarbeitergeld wird um 
sechs Monate bis Ende Juni 2022 verlän-
gert. 

Die bestehende Regelung zur Homeof-
fice-Pauschale wird um ein Jahr bis zum 
31. Dezember 2022 verlängert, das heißt, es 
können 5 Euro pro Tag, maximal 600 Euro 
jährlich, als Werbungskosten oder Betrieb-
sausgaben geltend gemacht werden.

Die Möglichkeit zur Inanspruchnahme der 
degressiven Abschreibung für bewegliche 
Wirtschaftsgüter des Anlagevermögens, 
die mit dem Zweiten Corona-Steuerhilfe-
gesetz eingeführt wurde und eigentlich 
bereits ausgelaufen ist, wird um ein Jahr 
verlängert für Wirtschaftsgüter, die im Jahr 
2022 angeschafft oder hergestellt werden

Die erweiterte Verlustverrechnung wird bis 
Ende 2023 verlängert: Für 2022 und 2023 
wird der Höchstbetrag beim Verlustrückt-
rag auf 10 Mio. Euro bzw. auf 20 Mio. Euro 
bei Zusammenveranlagung angehoben. 
Der Verlustrücktrag wird darüber hinaus ab 
2022 dauerhaft auf zwei Jahre ausgeweitet 
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und erfolgt in die unmittelbar vorangegan-
genen beiden Jahre. 

Die steuerlichen Investitionsfristen für 
Reinvestitionen nach § 6b EStG werden um 
ein weiteres Jahr verlängert.

Die Investitionsfristen für steuerliche In-
vestitionsabzugsbeträge nach § 7g EStG, 
die in 2022 auslaufen, werden um ein wei-
teres Jahr verlängert. 

Nach der bisherigen Regelung in § 6 Abs. 1 
Nr. 3 EStG sind unverzinsliche Verbindlich-
keiten mit einer Restlaufzeit von mindes-
tens zwölf Monaten unter Berücksichtigung 
eines Rechnungszinsfußes von 5,5 Prozent 
abzuzinsen. Aufgrund der anhaltenden 
geänderten Marktsituation werden die 
Regelungen zur Abzinsung von Verbind-
lichkeiten aufgehoben. Dies gilt für unverz-
insliche Verbindlichkeiten in nach dem 31. 
Dezember 2022 endenden Wirtschaftsjah-
ren. Auf formlosen Antrag kann aber die 
Abzinsungspflicht bereits in vor dem 1. 
Januar 2023 endenden Wirtschaftsjahren 
vorzeitig entfallen, soweit die betroffenen 
Veranlagungen nicht bestandskräftig sind. 
Das Abzinsungsgebot bei Rückstellun-
gen für Verpflichtungen (§ 6 Abs. 1 Nr. 3a 
Buchst. e EStG) bleibt allerdings unverän-
dert bestehen.

Kindergeld: Was gilt bei krankheitsbe-
dingtem Abbruch einer Ausbildung?

Für ein volljähriges Kind wird Kindergeld 
auch gezahlt, wenn es eine Berufsausbil-

dung mangels Ausbildungsplatzes nicht 
beginnen oder fortsetzen kann. Voraus-
setzung ist, dass sich das Kind ernsthaft 
um eine Ausbildungsstelle oder um die 
Fortsetzung der Ausbildung bemüht und 
nicht älter als 25 Jahre ist. Anspruch auf 
Kindergeld besteht auch, wenn ein Kind 
seine Ausbildung wegen einer Erkrankung 
unterbrechen muss, weil es aus objektiven 
Gründen zeitweise nicht in der Lage ist, die 
Ausbildung fortzusetzen. Das heißt: Han-
delt es sich um eine nur vorübergehende 
Erkrankung und ist das Kind nachweislich 
weiter ausbildungswillig, kann es als aus-
bildungsplatzsuchendes Kind berücksich-
tigt werden. Wie der Bundesfinanzhof mit 
Urteil vom 21.8.2021 (III R 41/19) entschie-
den hat, ist eine Kindergeldgewährung 
aber nicht mehr möglich, wenn das Ausbil-
dungsverhältnis wegen einer Erkrankung 
des Kindes beendet wurde. 

Der Sachverhalt: 

Die Klägerin ist die Mutter einer volljähri-
gen Tochter, die im Februar 2016 eine zwei-
jährige schulische Ausbildung begann. Die 
Familienkasse gewährte daher zunächst 
Kindergeld. Im Herbst 2017 erfuhr die Fami-
lienkasse, dass die Tochter bereits im März 
2017 von der Schule abgegangen war und 
ab September eine Vollzeitbeschäftigung 
aufgenommen hatte. Die Familienkasse 
hob die Kindergeldfestsetzung daher ab 
April 2017 auf. Die Klägerin legte verschie-
dene Atteste vor, mit denen sie nachzuwei-
sen versuchte, dass ihre Tochter nur auf-
grund einer Erkrankung die Schule nicht 
mehr weiter habe besuchen können. Der 

Familienkasse genügte dies nicht. Sie for-
derte eine alle sechs Monate zu erneuern-
de ärztliche Bescheinigung, aus der sich 
die Erkrankung und deren voraussicht-
liches Ende ergeben. Außerdem ging sie 
davon aus, dass die Tochter schon im April 
2017 gegenüber der Familienkasse hätte 
erklären müssen, dass sie sich zum nächst-
möglichen Zeitpunkt um eine Berufs- oder 
Schulausbildung bewerben werde. Der BFH 
hält die Auffassung der Familienkasse für 
rechtens.

Eine Berücksichtigung als in Ausbildung 
befindliches Kind setzt voraus, dass das 
Ausbildungsverhältnis weiter besteht. 
Hieran fehlt es, wenn ein Kind während 
der Ausbildung erkrankt und das Ausbil-
dungsverhältnis durch Abmeldung von 
der Schule, Kündigung oder Aufhebungs-
vertrag beendet wird. In einem solchen 
Fall kommt zwar eine Berücksichtigung 
als ausbildungsplatzsuchendes Kind in 
Betracht. Das setzt allerdings voraus, dass 
es sich um eine vorübergehende, das heißt 
ihrer Art nach voraussichtlich nicht länger 
als sechs Monate dauernde Krankheit han-
delt. Außerdem muss nachgewiesen wer-
den, dass das Kind trotz vorübergehender 
Ausbildungsunfähigkeit weiterhin ausbil-
dungswillig ist. Bei voraussichtlich länger 
als sechs Monate andauernder Erkrankung 
kommt eine Berücksichtigung als behin-
dertes Kind in Betracht. Dem Finanzgericht 
wurde daher für den zweiten Rechtsgang 
aufgegeben, nähere Feststellungen dazu 
zu treffen, ob die Tochter als ausbildungs-
platzsuchendes oder behindertes Kind be-
rücksichtigt werden kann.
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